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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die personelle Zusammensetzung des Regierungsgremiums war schon lange Zeit nicht
mehr so konstant gewesen wie beim Bundesrat der Ausgabe 2011 bis 2015. Tatsächlich
hatte die letzte Mutation Ende 2011 stattgefunden, als Micheline Calmy-Rey (sp) ihren
Sitz für Alain Berset (sp) geräumt hatte. Ähnlich lange Phasen unveränderter
Zusammensetzung gab es in der Geschichte der Landesregierung nur sehr selten. Im
Schnitt kam es in den letzten rund 50 Jahren alle eineinhalb Jahre zu personellen
Veränderungen. Einiges sprach dafür, dass die Regierung auch nach den
Gesamterneuerungswahlen von 2015 nicht verändert werden würde. Zwar wurde vor
allem seitens der SVP immer wieder der Rücktritt von Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf (bdp) gefordert, weder die BDP-Bundesrätin noch ein anderes
Regierungsmitglied äusserte aber vor den Parlamentswahlen Rücktrittsgedanken. 
Erst zehn Tage nach den eidgenössischen Wahlen, die ein Erstarken von SVP und FDP
und deutliche Verluste für BDP, CVP und GLP brachten, reichte die Bündner
Magistratin ihre Demission ein. Das Wahlresultat sei zwar ein Faktor für ihren Rücktritt,
aber nicht der entscheidende. Sie sei auch nicht amtsmüde, wolle aber zugunsten ihrer
Familie kürzer treten, die wesentlich mehr unter den dauernden Attacken auf ihre
Person gelitten hätte als sie selber. Sie sei ob des Entscheides nicht erleichtert, aber
trotzdem davon überzeugt, mit ihrem Entschluss, welcher bei den
Gesamterneuerungswahlen gereift war, die richtige Entscheidung getroffen zu haben.
Auch für die Entwicklung der BDP, die in den Medien stets sehr stark mit ihrem Namen
in Verbindung gebracht werde, sei es besser, wenn sie zurücktrete. 
In den acht Jahren ihrer Amtszeit, die mit der Nicht-Bestätigung von Christoph Blocher
begonnen hatte, stand Eveline Widmer-Schlumpf zuerst drei Jahre dem EJPD und dann
dem EFD vor. Die Regierungszeit der BDP-Bundesrätin war geprägt durch stetige und
harte Attacken seitens der SVP, der sie ursprünglich als Regierungsrätin von
Graubünden vor der Abspaltung der BDP selber angehört hatte. In der Bevölkerung war
die Magistratin allerdings beliebt, wurde sie doch im Januar 2009 zur Schweizerin des
Jahres 2008 gekürt. Damit sei ihre Standhaftigkeit gegenüber der Hetzkampagne der
SVP belohnt worden. Die Volkspartei hatte sie aufgefordert, sofort zurückzutreten oder
die SVP Graubünden werde aus der Partei ausgeschlossen. Auch die deutliche
Bestätigung bei den Bundesratswahlen nach den Parlamentswahlen 2011 zeigte den
Rückhalt, den die Bündnerin auch in grossen Teilen des Parlaments hatte. In den
Medien wurde Widmer-Schlumpf als sehr dossiersicher, tüchtig und fachkompetent
beschrieben. Der Umstand, dass sie nie über eine Hausmacht im Parlament verfügt
habe und sich trotzdem acht Jahre habe halten können, zeige ihre Standhaftigkeit. Die
Rückzugsgefechte beim Bankgeheimnis und die Steuerkonflikte mit den USA bleiben mit
ihrem Namen behaftet. Die NZZ urteilte, dass Widmer-Schlumpf als Finanzministerin
mehr verändert habe, als viele ihrer Vorgänger zusammen. Laut der BZ werde sie als
Frau in die Geschichte eingehen, die das Bankgeheimnis beerdigte. Zudem weise ihre
Bilanz auch Makel auf. Vor allem die Reorganisation des Bundesamtes für Migration
während den ersten Jahren im Justizdepartement sei auf viel Misskredit gestossen. Im
TA wurde die Bundesrätin gelobt, weil sie ohne Ideologie getan habe, was nötig gewesen
sei. Der Abgang erfolge zudem mit Würde; sie leiste damit der Schweiz einen Dienst und
vermeide schmutzige Spielchen bei den anstehenden Bestätigungswahlen. Auch Le
Temps lobte Eveline Widmer-Schlumpf als Frau mit Nerven aus Stahl, die mit ihrer
Dossiersicherheit unaufgeregt getan habe, was getan werden musste. Weil ihre Basis
immer mehr schwächelte – hingewiesen wurde etwa auch auf die geplatzte
Zusammenarbeit zwischen CVP und BDP – und die Bündnerin auf wechselnde
Koalitionen angewiesen gewesen sei, sei der Rücktritt aber letztlich gar nicht zu
verhindern gewesen. 
Bei der Verabschiedung der Magistratin im Rahmen der Bundesratswahlen Anfang
Dezember würdigte Nationalratspräsidentin Christa Markwalder (fdp, BE) den feinen
Humor von Eveline Widmer-Schlumpf und sprach ihr eine Schlüsselrolle bei der
Bewältigung der Finanz- und Wirtschaftskrise zu. Dass die Finanzen im Lot geblieben
seien, sei auch ihr Verdienst. Der langanhaltende Applaus und die stehende Ovation
wurde auch von den SVP-Ratsmitgliedern gespendet. Für Unmut sorgte allerdings Neo-
Nationalrat Roger Köppel (svp, ZH), der während der Würdigung an seinem Notebook
arbeitete. In ihrer Abschiedsrede hob die scheidende Magistratin den Mahnfinger und
wies darauf hin, dass der Weg der Schweiz darin bestehe, Minderheiten zu respektieren
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und Kompromisse zu suchen. 1

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Die Wahlen in den 120-köpfigen Grossrat des Kantons Graubünden finden nach dem
Majorzsystem statt. Nur hier und in den Kantonen Appenzell Innerhoden und Appenzell
Ausserrhoden werden die Parlamentsmandate noch nach dem Mehrheitswahlsystem
vergeben. 
In Graubünden waren die Nachwehen der Abspaltung der einstigen SVP in die kantonale
BDP nach wie vor spürbar. Nicht nur beim Kampf um die Regierung, sondern auch bei
den Grossratswahlen standen sich BDP und SVP gegenüber. Die noch junge, neu wieder
gegründete SVP war einst neben der CVP dominante Partei, verlor aber ihre
Vorherrschaft 2008, als praktisch alle damaligen Mitglieder zur frisch gegründeten BDP
gewechselt hatten, weil die SVP Schweiz die Bündner Sektion ausgeschlossen hatte, um
die Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf zur Bundesrätin zu bestrafen. Am Schluss
blieben der alten und neu gegründeten SVP lediglich noch zwei der ursprünglich 32
Sitze, die bei den Wahlen 2010 auf vier verdoppelt werden konnten. Dass die SVP bei
den Bündnerinnen und Bündnern nach wie vor punkten kann, zeigte sich nicht nur
aufgrund der hohen Zustimmung zur Masseneinwanderungsinitiative, sondern auch bei
der Rekrutierung von Parteimitgliedern, die laut Nationalrat Brand (svp, GR) ziemlich
erfolgreich verlief – rund 2'200 Mitglieder weise die Volkspartei im Kanton Graubünden
auf. Eine Mitte Februar von der Zeitung Südostschweiz in Auftrag gegebene
Wählerbefragung machte aber auch den Rückhalt der BDP in der Bevölkerung deutlich.
Die Befragten trauten es am ehesten der BDP zu, ihre beiden Hauptsorgen
Wirtschaftsprobleme und Tourismuskrise zu lösen. Die Voraussetzungen dafür, dass die
BDP die Bewährungsprobe bestehen und ihre 26 Sitze mindestens verteidigen kann –
angestrebtes Ziel waren 30 Sitze – waren gut, weil nur drei ihrer Grossräte nicht mehr
kandidierten. Die Umfrage zeigte allerdings auch, dass man der SP, der CVP und
insbesondere der GLP generell wenig zutraut. Das war bei der jungen GLP, die seit den
Wahlen 2010 über 2 Sitze verfügte, allerdings nicht weiter verwunderlich. Die
Grünliberalen setzten sich denn auch zum Ziel, Fraktionsstärke, also mindestens fünf
Sitze zu erreichen. Die SP, die bei den letzten Wahlen zwei Sitze verloren hatte und
noch 12 Mandate inne hatte, war im Kanton Graubünden lediglich Aussenseiterin. Das
hat teilweise mit dem Majorzwahlsystem zu tun, das grosse Parteien bevorzugt: In vielen
Wahlkreisen lohnte es sich für die Genossen gar nicht, anzutreten. Auf der anderen
Seite musste die Partei allerdings während der Legislatur einen Drittel ihrer Sitze durch
nachrutschende Stellvertreter ersetzen. Die CVP – mit 33 Mandaten die zweitstärkste
Fraktion im Bündner Grossrat – hatte seit 2003 an Sitzanteilen verloren und musste bei
den letzten Wahlen gar die FDP an sich vorbeiziehen lassen. Um mindestens die eigenen
Sitze zu verteidigen, müsste die CVP auch wieder ausserhalb ihrer Stammbezirke in der
Surselva punkten können. Dort stiess sie aber auf den Widerstand der FDP, bei der die
Verteidigung der Spitzenposition fraglich war, weil nicht weniger als 12 FDP-Grossräte
nicht mehr antraten. Ein wichtiges Thema im Wahlkampf waren die geplante Reform
des Finanzausgleiches und eine anstehende Gebietsreform. Darüber hinaus waren auch
die Folgen der Masseneinwanderungsinitiative für die Tourismusregion Graubünden ein
Dauerbrenner. So schlug etwa die SVP vor, die Bündner Regierung solle sich dafür
einsetzen, den Mehrwertsteuersatz für die Hotellerie von 3,8% auf 2,5% zu senken -
was der SVP prompt die Kritik einbrachte, sie versuche hier, Wiedergutmachung zu
betreiben. Insgesamt wurde der Wahlkampf in den Medien allerdings als langweilig und
gar als einschläfernd bezeichnet. Dies hat aber durchaus auch mit dem Wahlsystem zu
tun, bei dem sich die Kandidierenden jeweils nur in ihrem Wahlkreis präsentieren
müssen und dort in der Regel sowieso schon bekannt sind. Ob der geringen Spannung
wurden nicht nur kaum Veränderungen erwartet, sondern auch eine wie schon vor vier
Jahren geringe Wahlbeteiligung befürchtet. Für Verwirrung sorgte eine Wahlzettel-
Panne im Unterengadin, wo anscheinend falsch bedruckte Ausschuss-Zettel versandt
worden waren, was erst rund zweieinhalb Wochen vor den Wahlen bemerkt wurde. 
Bei den Wahlen Mitte Mai konnten sowohl die BDP als auch die SVP einen Erfolg
verbuchen. Die SVP konnte ihr Dasein als Kleinpartei hinter sich lassen und erreichte
die angestrebte Fraktionsstärke, indem die Sitzzahl erneut mehr als verdoppelt werden
konnte (neu: 9 Sitze; +5). Leicht zulegen konnte auch die BDP, die mit einem Sitzgewinn
neu auf 27 Grossratssitze kommt. Die Niederlage der BDP bei den Berner Wahlen
wiederholte sich in Graubünden also nicht, was allerdings auch auf die Unterschiede im
Wahlverfahren zurückzuführen sein dürfte. Die beiden anderen bürgerlichen Parteien
mussten beide Sitzverluste in Kauf nehmen. Die CVP deren zwei (neu: 31 Sitze) und die
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FDP gar deren vier (neu: 34 Sitze), wobei zwei Sitze erst im zweiten Wahlgang errungen
werden konnten. In vier Bünder Kreisen (Ilanz, Klosters, Rhäzüns, Sur Tasna) fanden
zweite Wahlgänge statt und im Kreis Suot Tasna musste eine Nachwahl angesetzt
werden, weil Jon Domenic Parolini (bdp) dort gewählt, gleichzeitig aber auch in den
Regierungsrat bestellt worden war. Die deutliche Niederlage der Freisinnigen war so
nicht erwartet worden. Trotzdem blieb die FDP aber stärkste Fraktion. Einerseits schien
sie die zahlreichen Abgänge nicht kompensieren zu können, andererseits wies die
überraschend hohe Wahlbeteiligung von 43,1% auf eine starke Mobilisierung hin, die
eher der SP zu nützen schien, die neu 15 Grossratssitze einnahm (+ 3 Sitze). Ihre zwei
Mandate verteidigen konnte die GLP. Zwei Parteilose vervollständigen den Grossen Rat.
Vor den Wahlen waren noch fünf Mandate auf Parteilose entfallen. Einer davon war in
der Nachwahl wegen einer Stimme Unterschied von einem Freisinnigen ersetzt worden.
Enttäuschend verliefen die Wahlen für die Frauen. Mit lediglich noch 23 Sitzen war der
Frauenanteil tiefer als noch im Jahr 2003.
Gegen das Wahlresultat wurde allerdings Beschwerde eingereicht. Die 33
Beschwerdeführer – darunter sechs frühere Grossräte und ein Regierungsrat –
machten eine Verletzung des Wahlrechts geltend, weil die Stimmkraftgleichheit nicht
gegeben sei. Die 39 Wahlkreise seien derart unterschiedlich gross, dass etwa im
bevölkerungsarmen Calanca-Tal im Vergleich zum bevölkerungsreichen Chur massiv
weniger Stimmen erobert werden müssen, um einen Sitz zu gewinnen. Die Stimme eines
in Calanca wohnhaften Bündners erhalte deshalb ein wesentlich grösseres Gewicht als
jene einer Churerin. Das Wahlergebnis sei zu kassieren oder aber festzustellen, dass
das Majorzverfahren in Graubünden nicht mit der Bundesverfassung vereinbar sei.
Nachdem sich das Parlament für die Beschwerde als nicht zuständig beurteilte, musste
sich das Verwaltungsgericht erstinstanzlich darum kümmern. Bis Ende 2014 lag noch
kein Urteil vor. 2

Wahlen in kantonale Regierungen

Die Regierungsratswahlen in Graubünden standen ganz im Zeichen der
Auseinandersetzungen zwischen BDP und SVP. Die BDP, mit zwei Regierungssitzen
gemessen am Sitzanteil im Kantonsparlament übervertreten, trat mit den beiden
Bisherigen Barbara Janom Steiner und Hansjörg Trachsel an. Die SVP, die aufgrund des
Parteiwechsels der beiden BDP-Kandidierenden ihre beiden Regierungssitze verloren
hatte, wollte mit Hilfe von Heinz Brand einen Sitz zurückgewinnen. Auch die CVP war
auf Sitzeroberung aus und griff mit Barla Cahannes und Mario Cavigelli den vor zwölf
Jahren an die SP verlorenen zweiten Regierungssitz an. Ihr bisheriger Regierungsrat
Stefan Engler durfte infolge Amtszeitbeschränkung nicht mehr antreten. Die SP
ihrerseits versuchte, ihren durch den ebenfalls aufgrund der Amtszeitbeschränkung
erfolgten Rücktritt von Claudio Lardi vakant gewordenen Sitz mit Martin Jäger zu
verteidigen. Die FDP schliesslich schickte ihren amtierenden Regierungsvertreter
Martin Schmid ins Rennen. Das Kandidatenfeld wurde von den Grünliberalen Jürg
Kappeler und Josias F. Gasser sowie vom parteilosen ehemaligen kantonalen
Kulturbeauftragten Christian Brosi komplettiert. Insgesamt bewarben sich zehn
Kandidatinnen und Kandidaten um die fünf Regierungssitze. Die Ausgangslage galt
verglichen mit den Wahlen 2006, zu denen nur die fünf Bisherigen angetreten waren,
als äusserst spannend. Einige Wellen warf der Suizid des Polizeikommandanten und
WEF-Sicherheitschefs Markus Reinhardt. Dieser habe ein Alkoholproblem gehabt und
sei von der verantwortlichen Justizdirektorin Janom Steiner zu lange geschützt worden,
hiess es. Der Sitz der BDP-Regierungsrätin, den sie 2008 – damals noch als SVP-
Vertreterin – durch Nachrutschen von ihrer Vorgängerin Eveline Widmer-Schlumpf
übernommen hatte, galt als gefährdet. Zusätzlich brisant war der Umstand, dass der
SVP-Kandidat Brand als Chef der Fremdenpolizei Janom Steiner unterstellt war. Der
Wahlkampf wurde aggressiv geführt und zahlreiche Berner Politprominenz machte ihre
Aufwartung, um die Kandidatinnen und Kandidaten der eigenen Partei zu unterstützen.
Insbesondere die SVP hatte die Regierungsratswahlen im Kanton Graubünden zur
Prestigesache erklärt. 

Allerdings blieben ihre Bemühungen ohne Erfolg. Es zeigte sich, dass Majorzwahlen, bei
denen Köpfe und nicht Parteien gewählt werden, für die SVP nach wie vor ein Handicap
darstellen. Entsprechend wurden die drei Bisherigen (Schmid, Janom Steiner, Trachsel)
und die zwei Neuen der etablierten Parteien Mario Cavigelli (cvp) und Martin Jäger (sp)
im ersten Wahlgang gewählt. Weder der Angriff der CVP auf einen zweiten Sitz noch
derjenige der SVP gelangen. Cahannes und Brand lagen beide mehr als 1700 Stimmen
hinter dem fünftplatzierten Jäger. Die Stimmbeteiligung betrug 36.2%. 3
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